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(3) Die Originaldokumente sind mindestens bis zum Abschluss 
des Verfahrens aufzubewahren.

(4) Ist ein in Papierform eingereichtes Dokument in ein elektroni-
sches Dokument übertragen worden, so muss dieses den Vermerk 
enthalten, wann und durch wen die Übertragung vorgenommen 
worden ist. Ist ein elektronisches Dokument in die Papierform über-
führt worden, muss der Ausdruck den Vermerk enthalten, welches 
Ergebnis die Integritätsprüfung des Dokuments ausweist, wen die 
Signaturprüfung als Inhaber der Signatur ausweist und welchen 
Zeitpunkt die Signaturprüfung für die Anbringung der Signatur aus-
weist.

(5) Dokumente, die nach Absatz 2 hergestellt sind, sind für das 
Verfahren zugrunde zu legen, soweit kein Anlass besteht, an der 
Übereinstimmung mit dem eingereichten Dokument zu zweifeln.

(6) Soweit eine handschriftliche Unterzeichnung durch ein Mit-
glied des Verfassungsgerichtshofes vorgeschrieben ist, genügt dieser 
Form die Aufzeichnung als elektronisches Dokument, wenn die 
verantwortenden Personen am Ende des Dokuments ihren Namen 
hinzufügen und das Dokument mit einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur versehen. Die für Justiz zuständige Senatsverwaltung 
kann durch Rechtsverordnung bestimmen, dass neben der qualifi-
zierten elektronischen Signatur auch ein anderes sicheres Verfahren 
zugelassen wird, das die Authentizität und die Integrität des aufge-
zeichneten elektronischen Dokuments sicherstellt.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 9. April 2019

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Gesetzes über 
den Verfassungsgerichtshof

Nach §  21 des Gesetzes über den Verfassungsgerichtshof vom  
8. November 1990 (GVBl. S. 2246), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 21. April 2016 (GVBI. S. 221) geändert worden ist, 
werden folgende §§ 21a und 21b eingefügt:

„§ 21a 
Übermittlung elektronischer Dokumente

(1) Die für Justiz zuständige Senatsverwaltung kann durch 
Rechtsverordnung bestimmen, dass dem Verfassungsgerichtshof in 
einzelnen oder in allen Verfahrensarten Dokumente elektronisch 
übermittelt werden können. Die Rechtsverordnung soll den Zeit-
punkt bestimmen, von dem an Dokumente elektronisch übermittelt 
werden können, die Art und Weise, in der elektronische Dokumente 
einzureichen sind, sowie die für den Empfang bestimmte Einrich-
tung. Für Dokumente, die einem schriftlich zu unterzeichnenden 
Schriftstück gleichstehen, kann eine qualifizierte elektronische Sig-
natur vorgeschrieben werden. Neben der qualifizierten elektroni-
schen Signatur kann auch ein anderes sicheres Verfahren zugelassen 
werden, das die Authentizität und die Integrität des übermittelten 
elektronischen Dokuments sicherstellt.

(2) Ein elektronisches Dokument ist dem Verfassungsgerichtshof 
zugegangen, wenn es in der durch Rechtsverordnung nach Absatz 1 
bestimmten Art und Weise übermittelt worden ist und wenn die für 
den Empfang bestimmte Einrichtung es aufgezeichnet hat. Dem Ab-
sender ist eine automatisierte Bestätigung über den Zeitpunkt des 
Eingangs zu erteilen. Genügt das elektronische Dokument nicht den 
Anforderungen, so ist dies dem Absender unter Angabe der für den 
Verfassungsgerichtshof geltenden technischen Rahmenbedingungen 
unverzüglich mitzuteilen.

§ 21b 
Elektronische Aktenführung

(1) Die Verfahrensakten können elektronisch geführt werden.
(2) Dokumente, die nicht der Form entsprechen, in der die Akte 

geführt wird, sind in die entsprechende Form zu übertragen und in 
dieser Form zur Akte zu nehmen.

Siebtes Gesetz
zur Änderung des Gesetzes über den Verfassungsgerichtshof

Vom 9. April 2019
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vom 18. Dezember 2018 (GVBl. S. 710) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:
1.	 In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 13a gestrichen.
2.	 § 13a wird aufgehoben.

Artikel 3 
Änderung der Mittagessensverordnung

§ 2 der Mittagessensverordnung vom 19. November 2013 (GVBl. 
S. 590) wird wie folgt gefasst:

„§ 2 
Kostenbeteiligung für ein Mittagessen in der 

Ganztagsschule der Primarstufe in der offenen Form
Für ein im Angebot enthaltenes Mittagessen in der Ganztags

schule der Primarstufe in der offenen Form wird von dem Kind und 
seinen Eltern keine Kostenbeteiligung erhoben.“

Artikel 4 
Änderung der Grundschulverordnung

In § 27 Absatz 1 Satz 5 der Grundschulverordnung vom 19. Januar 
2005 (GVBl. S. 16, 140), die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung 
vom 3. August 2018 (GVBl. S. 506) geändert worden ist, wird das 
Wort „kostenpflichtige“ gestrichen.

Artikel 5 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 1. August 2019 
in Kraft. Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe a und c tritt am Tag nach 
der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in 
Kraft.

Berlin, den 9. April 2019

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Schulgesetzes

Das Schulgesetz vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt 
durch Artikel  1 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GVBl. 
S. 710) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 19 wie folgt ge-

fasst:
„§ 19    �Ganztagsschulen, ergänzende Förderung und Betreuung, 

Mittagessen“
2.	 § 19 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 19 
Ganztagsschulen, ergänzende Förderung und 

Betreuung, Mittagessen“
b)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Alle Schülerinnen und Schüler der Primarstufe, ein-
schließlich der Jahrgangsstufen 1 bis 6 an den Gemein-
schaftsschulen, sowie die der Jahrgangsstufen 5 und 6 an 
den Gymnasien und den Integrierten Sekundarschulen er-
halten ein kostenbeteiligungsfreies Mittagessen. Im Übrigen 
erhalten die Schülerinnen und Schüler auf eigene Kosten ein 
Mittagessen.“

c)	 Absatz 7 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 erster Teilsatz wird das Wort „sowie“ durch ein 

Komma ersetzt, und nach dem Wort „Ganztagsschule“ 
werden die Wörter „und des Mittagessens“ eingefügt.

bb)	In Nummer 11 werden nach dem Wort „sowie“ die Wör-
ter „vorbehaltlich des Satzes 2“ eingefügt.

cc)	Folgender Satz 2 wird angefügt:
„Der Senat wird ermächtigt, das Nähere zur Qualität des 
Schulmittagessens durch Rechtsverordnung zu regeln.“

Artikel 2 
Änderung der Schülerförderungs- 

und -betreuungsverordnung
Die Schülerförderungs- und -betreuungsverordnung vom 24. Ok-

tober 2011 (GVBl. S. 506), die zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes 

Gesetz
zum Mittagessen an Schulen

Vom 9. April 2019
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Verordnung
zur Festsetzung von Einheitssätzen  
des Erschließungsbeitragsgesetzes

Vom 2. April 2019

Auf Grund des § 2 Absatz 2 des Erschließungsbeitragsgesetzes 
vom 12. Juli 1995 (GVBl. S.  444), das zuletzt durch Artikel I § 13 
des Gesetzes vom 19. Juni 2006 (GVBl. S. 573) geändert worden ist, 
verordnet der Senat:

§ 1
Die Einheitssätze des § 2 Absatz 1 des Erschließungsbeitragsge-

setzes für die Entwässerungseinrichtungen der Verkehrsanlagen und 
der selbstständigen Parkflächen betragen in Euro je Quadratmeter:

für die 
Zeit

vom 
29.6.1961 
bis zum 

31.12.1969

vom 
1.1.1970 
bis zum 

31.12.1971

vom 
1.1.1972 
bis zum 

31.12.1975

vom 
1.1.1976 
bis zum 
6.2.1980

vom 
7.2.1980 
bis zum 

31.3.1982

vom 
1.4.1982 
bis zum 

31.12.2000

vom 
1.1.2001 
bis zum 

30.4.2019

vom 
1.5.2019 

an

9,71 12,78 16,36 21,98 29,14 34,25 52,15 76,50

§ 2
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Gleichtzeitig tritt die Ver-
ordnung zur Festsetzung von Einheitssätzen des Erschließungsbei-
tragsgesetzes vom 28. November 2000 (GVBl. S. 509) außer Kraft.

Berlin, den 2. April 2019

Der Senat von Berlin

Michael  M ü l l e r
Regierender Bürgermeister

L o m p s c h e r
Senatorin für Stadtentwicklung 

und Wohnen
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 4-19 im Bezirk  

Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteil Wilmersdorf
Vom 9. April 2019

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. I S.  3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 20. Juli 
2017 (BGBI. I S. 2808), in Verbindung mit § 6 Absatz 3 und mit § 11 
Absatz  1 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs vom  
7. November 1999 (GVBI. S. 578), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 6. Dezember 2017 (GVBl. S. 664) geändert worden 
ist, wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 4-19 vom 6. Juni 2014 mit den Deckblättern 

vom 8. Dezember 2014, 8. Mai 2017, 4. September 2017 und vom 
16. August 2018 für das Grundstück Bundesallee 13, 14/Meierotto-
straße 8 und für Teilflächen der Flurstücke 212 (Bundesallee), 239 
(Meierottostraße) und 233 (Hohenzollerndamm) im Bezirk Charlot-
tenburg-Wilmersdorf, Ortsteil Wilmersdorf, wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Char-

lottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, 
Bauen und Umwelt, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Vermes-
sung, beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können 
beim Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abtei-
lung Stadtentwicklung, Bauen und Umwelt, Stadtentwicklungsamt, 
Fachbereiche Stadtplanung und Bauaufsicht kostenfrei eingesehen 
werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 

lassen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 2a 
Nummer 3 und 4 des Baugesetzbuchs bezeichnet sind,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach §  214 Absatz  3 Satz  2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorganges,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung ge
genüber dem Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin 
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung be-
gründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten 
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 
Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes 
zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ver-
ordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans IX-34-1 im Bezirk 
Wilmersdorf vom 20. Oktober 1978 (GVBl. S. 2111) außer Kraft.

Berlin, den 9. April 2019

Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin

N a u m a n n
Bezirksbürgermeister

S c h r u o f f e n e g e r
Bezirksstadtrat
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 4-42 im Bezirk  

Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteile Charlottenburg und Wilmersdorf
Vom 9. April 2019

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. I S. 3634) in 
Verbindung mit § 6 Absatz 3 und mit § 11 Absatz 1 des Gesetzes  
zur Ausführung des Baugesetzbuchs vom 7. November 1999 (GVBI. 
S. 578), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Fünften Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs vom  
6. Dezember 2017 (GVBl. S. 664), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 4-42 für den Olivaer Platz (Flurstück 77/5) 

sowie das auf dem Olivaer Platz gelegene Grundstück Olivaer Platz 
20 (Flurstücke 265 und 14/216) im Bezirk Charlottenburg-Wilmers-
dorf, Ortsteile Charlottenburg und Wilmersdorf, vom 6. Juni 2014 
einschließlich der Deckblätter vom 28. April 2016 und vom 17. April 
2018 wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Char-

lottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, 
Bauen und Umwelt, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Vermes-
sung, beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim 
Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abteilung Stadt
entwicklung, Bauen und Umwelt, Stadtentwicklungsamt, Fachbe-
reiche Stadtplanung und Bauaufsicht, während der Dienststunden 
kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und 

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Unbeachtlich werden

1.	 eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach §  214 Absatz  3 Satz  2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorganges und

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser 
Verordnung schriftlich gegenüber dem Bezirksamt Charlotten-
burg-Wilmersdorf von Berlin unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verord
nung über die Festsetzung des Bebauungsplans IX-21 vom 16. Ok
tober 1958 (GVBl. S. 1037) außer Kraft.

Berlin, den 9. April 2019

Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin

N a u m a n n
Bezirksbürgermeister

S c h r u o f f e n e g e r
Bezirksstadtrat
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XIV-60  

im Bezirk Neukölln, Ortsteil Britz
Vom 10. April 2019

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 

lassen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung 
gegenüber dem Bezirksamt Neukölln von Berlin schriftlich geltend 
machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist dar-
zulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist werden die in 
Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Bau-
gesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 10. April 2019

Bezirksamt Neukölln von Berlin

Martin  H i k e l
Bezirksbürgermeister

Jochen  B i e d e r m a n n
Bezirksstadtrat

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) in 
Verbindung mit § 6 Absatz 3 und mit § 11 Absatz 1 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Fünften 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Bauge-
setzbuchs vom 6. Dezember 2017 (GVBl. S. 664), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan XIV-60 vom 30. Mai 2017 mit Deckblatt vom 

4. September 2018 für das Gelände zwischen Mohriner Allee, Bucko
wer Damm und Neukölln-Mittenwalder-Eisenbahn, das Grundstück 
Mohriner Allee 25 sowie Abschnitte der Mohriner Allee und des 
Buckower Dammes sowie der Neukölln-Mittenwalder-Eisenbahn 
im Bezirk Neukölln, Ortsteil Britz, wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Neu-

kölln von Berlin, Abteilung Bauen, Natur und Bürgerdienste, Fach-
bereich Vermessung und Geoinformation, beglaubigte Abzeichnun-
gen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt Neukölln von 
Berlin, Abteilung Bauen, Natur und Bürgerdienste, Fachbereiche 
Stadtplanung und Bau- und Wohnungsaufsicht, kostenfrei eingese-
hen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) in 
Verbindung mit § 6 Absatz 3 des Gesetzes zur Ausführung des Bau-
gesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Fünften Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs vom 6. Dezember 
2017 (GVBl. S. 664), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 8-52ba vom 4. September 2018 für die 

Grundstücke Gockelweg 14 und 17 sowie einen Abschnitt des Go-
ckelwegs zwischen der Wendekehre und der östlichen Grenze des 
Grundstücks Gockelweg 14 im Bezirk Neukölln, Ortsteil Rudow, 
wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Neu-

kölln von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Soziales und Bürger-
dienste, Fachbereich Vermessung und Geoinformation, beglaubigte 
Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt Neu-
kölln von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Soziales und Bürger-
dienste, Fachbereiche Stadtplanung und Bau- und Wohnungsauf-
sicht, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

Verordnung 
über die Festsetzung des Bebauungsplans 8-52ba im Bezirk Neukölln, Ortsteil Rudow

Vom 10. April 2019

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 

lassen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvor-

schriften, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des 
Baugesetzbuchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebau-
ungsplans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung 
gegenüber dem Bezirksamt Neukölln von Berlin schriftlich gel-
tend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen 
soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist 
werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 
Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des Ge-
setzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 10. April 2019

Bezirksamt Neukölln von Berlin

Martin  H i k e l
Bezirksbürgermeister

Jochen  B i e d e r m a n n
Bezirksstadtrat


	Inhalt
	Siebtes Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den Verfassungsgerichtshof vom 9. April 2019
	Gesetz zum Mittagessen an Schulen vom 9. April 2019
	Verordnung zur Festsetzung von Einheitssätzen des Erschließungsbeitragsgesetzes vom 2. April 2019
	Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans 4-19 im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteil Wilmersdorf vom 9. April 2019
	Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans 4-42 im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteile Charlottenburg und Wilmersdorf vom 9. April 2019
	Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans XIV-60 im Bezirk Neukölln, Ortsteil Britz vom 10. April 2019
	Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans 8-52ba im Bezirk Neukölln, Ortsteil Rudow vom 10. April 2019


